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Liebe Leserinnen und Leser,
in diesen Wochen und Monaten besteht die Chance, das system
der eingliederungshilfe maßgeblich voranzubringen. Jetzt ist ein
günstiger Moment, längst als fällig erkannte schritte zu gehen,
die die Leistungen zur Teilhabe behinderter Menschen weiter-
entwickeln. diesen Moment dürfen wir nicht ungenutzt verstrei-
chen lassen, wir dürfen nicht halbherzig und ängstlich reagieren:
das bundesleistungsgesetz, das die Länder dem bund im
Zusammenhang mit dem Fiskalpakt im vergangenen Jahr abge-
rungen hatten, eröffnet die Möglichkeit, die eingliederungshil-
fe aus dem system der sozialhilfe herauszulösen und ihre Leis-

tungen neu zu denken. Maßstab für eine neuordnung der Leis-
tungen für Menschen mit behinderung ist die behinderten-
rechtskonvention. in den vergangenen vier Jahren hat die Fach-
diskussion das bewusstsein dafür geschärft, wo und wie wir das
system der Leistungen für Menschen mit behinderung ändern
müssen, um ihren menschenrechtlichen Ansprüchen tatsächlich
auch gerecht zu werden. Über die richtung besteht auch weit-
gehende einigkeit: die individuellen bedarfslagen sind bestim-
mend für die Leistungen, die Leistungen müssen personzentriert
erbracht werden, was bedeutet, dass es keinen abgeschlossenen
standardleistungskatalog geben kann. Ò



Sozialpolitik/-recht 

3 Eine würdige Bestattung kann
sichergestellt werden

Versterben Heimbewohner(innen), stellt sich vor allem dann,
wenn es keine Familienangehörigen gibt, die Frage, wer sich
nach ihrem Tod um die beerdigung kümmert – insbesondere
wer verpflichtet ist, diese zu bezahlen. sind Angehörige vor-
handen, übernehmen diese in der regel diese Aufgabe. Können
die erben die Kosten der beerdigung nicht zahlen, kommt die
Übernahme der bestattungskosten durch das sozialamt in
betracht. sozialbestattungen müssen einfach und ortsüblich
gestaltet werden, dürfen aber nicht auffällig „arm“ sein. Pro-
bleme kann es bei der Art der bestattung geben. eine Feuer-
bestattung ist in der regel günstiger als eine erdbestattung.
Gibt es keine Angehörigen mehr, die beim sozialamt die Über-
nahme einer sozialbestattung beantragen oder für die bestat-
tung aufkommen können, ist in der regel ordnungsbehördlich
zu bestatten. dies erfolgt durch das Ordnungsamt kostengüns-
tig und schnell, das heißt, dass der Verstorbene unter umstän-
den eingeäschert und anonym in einem sammelgrab bestattet
werden kann. 

um eine bestattung durch das Ordnungsamt, die dem Willen
des Verstorbenen widerspricht, zu vermeiden, ist rechtzeitig vor-
zusorgen. Auch um ihre Angehörigen nicht mit den Kosten der
beerdigung zu belasten, treffen viele Menschen mittlerweile
Vorkehrungen für die Zeit nach ihrem Tod und sorgen vor,
indem zum beispiel bestattungsvorsorgeverträge oder sterbe-
geldversicherungen abgeschlossen werden. 

sind diese Menschen, die für den Todesfall vorgesorgt haben,
auf Leistungen der sozialhilfe angewiesen, stellt sich zudem die
Frage, ob der sozialhilfeträger auf dieses Vermögen zugreifen
oder verlangen kann, dass es zuvor für den Lebensunterhalt oder
die Heimkosten verbraucht wird. bevor sozialhilfe erbracht
wird, muss das ganze verwertbare Vermögen eingesetzt werden.
Grundsätzlich gehören auch Vorsorgeverträge oder sterbegeld-
versicherungen zum Vermögen. im einzelfall kann der einsatz
beziehungsweise die Verwertung dieses Vermögens aber nicht
verlangt werden, nämlich dann, wenn es für den/die Heimbe-
wohner(in) oder die Angehörigen eine Härte bedeuten würde.

so entscheiden mittlerweile viele Gerichte, da dem Wunsch
des Menschen, nach seinem Tod durch eine angemessene bestat-
tung und Grabpflege vorzusorgen, rechnung zu tragen ist. dabei
ist jedoch immer die konkrete Ausgestaltung des Vorsorgever-
trages zu betrachten. entscheidend ist, dass das Vermögen ein-

An dieser stelle droht dann der Grundkonsens überdeckt zu
werden von unterschiedlichen Vorstellungen, wie die schritte
richtig zu gehen sind. einen maßgeblichen einfluss auf die dis-
kussionen haben die haushaltspolitisch motivierten bemühun-
gen, den weiteren Anstieg der Kosten der eingliederungshilfe zu
begrenzen. dem ist entgegenzuhalten, dass man nicht von einer
Kostendeckelung ausgehen kann, wenn die eingliederungshilfe
sich personzentriert nach dem individuellen bedarf richten soll. 
Wir sind von der selbstbestimmten Teilhabe von Menschen mit
behinderung an allen gesellschaftlichen Gütern noch weit ent-
fernt. Werden die Leistungen der eingliederungshilfe durch die
Personzentrierung und individualisierung attraktiver für Men-
schen mit behinderung und ihre Angehörigen, werden sie auch
noch häufiger nachgefragt werden. der überproportionale
Anstieg der Fallzahlen im ambulant unterstützten Wohnen in
den letzten Jahren zeigt, dass es viel bedarf an individuellen Teil-
habeleistungen gibt. 
es wäre auch ein äußerst kleinmütiger Weg, wenn die Chance,
die das bundesleistungsgesetz bietet, nur unter finanzpoliti-
schen Gesichtspunkten betrachtet und genutzt würde und ledig-
lich die Finanzierungsströme zwischen bund und Ländern und
Ländern und Kommunen neu geregelt würden. Politischer Kon-
sens muss es sein, dass die Leistungen der eingliederungshilfe

im sinne der behinderten-
rechtskonvention weiterentwi-
ckelt werden müssen, auch
wenn die Kosten für die ein-
gliederungshilfe dann weiter
steigen. die Weiterentwick-
lung der Leistungen für Men-
schen mit behinderung ist eine
gesellschaftliche Verpflich-
tung, zu der sich deutschland
durch unterzeichnung und
ratifizierung der behinderten-
rechtskonvention bekannt hat.

ihr

Johannes Magin

Vorsitzender des CBP
Kontakt: j.magin-cbp@
kjf-regensburg.de
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deutig für die deckung der beerdigungskosten ausgewiesen und
dafür bezweckt ist. Hier kann es für den sozialhilfeträger maß-
geblich sein, ob vertragliche dispositionen getroffen worden
sind, die sicherstellen, dass eine andere Zweckverwendung des
Vermögens ausgeschlossen oder zumindest wesentlich erschwert
ist. neben der eindeutigen Zweckbindung darf das Vermögen
durch den Vorsorgevertrag nicht absichtlich gemindert worden
sein, um sozialhilfe beziehen zu können. darüber hinaus dürfen
nur angemessene Vorsorgeverträge nicht verwertet werden. Je
nach Kommune können unterschiedlich hohe beträge geschützt
sein. die Höhe orientiert sich vor allem an den örtlichen Preisen
für eine würdige, insgesamt den örtlichen Gepflogenheiten ent-
sprechende einfache bestattung. dafür können mancherorts bis
zu 5000 euro in betracht kommen.

in jedem Fall ist es sinnvoll, sich beim zuständigen sozial -
hilfeträger darüber zu informieren, ob das angelegte Geld im
einzelfall zum geschützten Vermögen gehört, damit eine wür-
dige beerdigung nach dem Willen des Verstorbenen sicherge-
stellt ist. Christiane Kranz

Rechtsanwältin, Referentin Koordination Sozialpolitik im DCV, Freiburg 

Kontakt: christiane.kranz@caritas.de

3 Wie misst man Teilhabe? –
Ein BAGFW-Projekt gibt Antwort

im bAGFW-Projekt „Wie misst man Teilhabe?“ sollen indika-
toren und instrumente zur Messung und beurteilung der Teil-
habe von Menschen mit geistiger und/oder Mehrfachbehinde-
rung oder psychischer erkrankung entwickelt werden.1 der
Hintergrund: im Grundlagenpapier der Arbeitsgruppe der
Arbeits- und sozialministerkonferenz (AsMK) vom 23. August
2012 wird eine der Voraussetzungen für die Weiterentwicklung
der eingliederungshilfe angekündigt: „Zur sicherstellung der
Qualität wird im bereich der sozialhilfe eine Wirkungskontrol-
le etabliert.“2 die bAGFW hat in einem schreiben an die AsMK-
Arbeitsgruppe diese Ankündigung kommentiert: „es besteht
nach wie vor Klärungsbedarf zu den bestandteilen der Wir-
kungskontrolle, zu erforderlichen Prüfparametern sowie zu bun-
deseinheitlichen Maßstäben zum Verfahren der Wirkungskon-
trolle auf der individualebene …“3

um über Wirkungskontrolle in der eingliederungshilfe für
Menschen mit behinderung sachlich diskutieren zu können,
müssen einige Voraussetzungen geklärt werden:

Gehen wir davon aus, dass behinderung – unabhängig von der
ursache – die einschränkung des Zugangs zu allen sozialen, kul-
turellen und materiellen ressourcen und Prozessen einer Gesell-
schaft, also die einschränkung der selbstbestimmten Teilhabe
durch körperliche, geistige und seelische Funktionsstörungen
bedeutet. Wenn wir uns einig sind, dass die unterstützung der
Menschen, die aufgrund der Vorschriften des sGb Xii einen
Anspruch auf eingliederungshilfe für Menschen mit behinde-

rung haben, dafür da ist, diese einschränkungen zu verringern
und/oder aufzuheben; wenn wir darüber hinaus einen gesell-
schaftlichen Konsens haben, dass staatliche Transferleistungen
zur Finanzierung dieser unterstützung demokratisch legitimiert
werden müssen – dann ist ein transparentes Verfahren erforder-
lich, mit dem diese Allokation vollzogen wird, das heißt, im ide-
alfall bekommt jede(r) bürger(in) das, was ihm nach bestimm-
ten regeln, Gesetzen und Verfahren zusteht.

Aus der diagnostizierten Funktionsstörung und der in der
Wechselwirkung mit der umwelt entstandenen behinderung
ergibt sich nicht zwingend ein objektiver bedarf und schon gar
nicht eine eindeutige Leistung aus dem Leistungsgesetz. selbst-
bestimmte Teilhabe im Alltag heißt aber immer, die Assistenz
nach den Wünschen der Menschen mit behinderung zu organi-
sieren. ein bedeutsamer indikator für diese konkrete umset-
zung ist die Verwirklichung des Wunsch- und Wahlrechts. Voraus-
setzung dafür sind einige systemmerkmale:
n ein Aushandlungsprozess, der als kommunikativer Prozess

zwischen allen beteiligten auszugestalten ist;
n eine Vielfalt von Leistungsangeboten;
n ein Qualitätswettbewerb (im Gegensatz zu einem bloßen

Preiswettbewerb);
n Transparenz der Leistung (das heißt, der „Kunde“ muss vor

oder kurz nach dem Leistungsaustausch eine Vorstellung
davon bekommen können, was er „einkauft“);

n die stärkung der „Kundensouveränität“
n und eine staatliche steuerung, die auf das notwendige redu-

ziert ist und die nicht nur objektive und reliable, sondern vali-
de Kriterien für das gesamte Controlling verwendet.

enorme Anstrengungen wurden aufgebracht, um dienste und
einrichtungen einer Qualitätsentwicklung zu unterziehen.
erfolgreich werden Kriterien der struktur- und Prozessqualität
diskutiert und messbar definiert. der Vollständigkeit halber wird
auch die ergebnisqualität beschrieben. Wenn man genau hin-
schaut, hat bis jetzt noch niemand das ergebnis, nämlich das
„Produkt“ selbstbestimmte Teilhabe am Leben in der Gemein-
schaft oder Teilhabe am Arbeitsleben nachprüfbar definiert. Lei-
der ist für die erforschung der einzig wichtigen beziehung zwi-
schen input (den bedingungen der „Produkterstellung“) und
Output (dem, was dabei „herauskommen“ soll, nämlich selbst-
bestimmte Teilhabe) bisher kaum ein euro ausgegeben worden.
noch immer kann eine seite (in der regel die Leistungserbrin-
ger) behaupten, je höher die standards der inputvariablen seien
(struktur- und Prozessmerkmale), desto besser müsse das
ergebnis (der Output) sein, während die andere seite (meist die
Leistungsträger) ständig diesen Zusammenhang bezweifelt. Kei-
ne seite hat jedoch eindeutige beweise für die behauptung.

in den vergangenen Jahren hat die bundesregierung nicht nur
die selbstbestimmung und Mitwirkung psychisch erkrankter und
behinderter Menschen und anderer Menschen, die rehabilita -
tions- oder eingliederungshilfeleistungen benötigen, durch

politik
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Gesetze verbessert, sondern gleichzeitig kontraproduktiv dazu
die Verordnungen zur staatlichen Aufsicht und Kontrolle der
Leistungserbringung verschärft. das Heimgesetz und Verord-
nungen zur Qualitätssicherung greifen in die unternehmerische
Freiheit der Träger ein und verhindern, dass flexibel und indivi-
duell auf den bedarf reagiert werden kann. Verbraucherschutz-
modelle, wie man sie in anderen dienstleistungen kennt, bleiben
weiterhin außen vor. die Verantwortlichen setzen immer noch
auf das ungeeignete Mittel beamteter Kontrolleure statt auf
Transparenz und soziale Kontrolle.

die Fragestellungen des Projektes Teilhabemessung ergeben
sich aus den genannten politischen Zusammenhängen und hei-
ßen: Wie kann die nachweisbarkeit von selbstbestimmter Teil-
habe ermittelt werden? Woran lassen sich Qualität und Wirk-
samkeit der Leistungen und Angebote aus nutzersicht
feststellen? Wie bewerten Leistungsbezieher(innen) den
erfolg? Wenn wir diese Fragen beantworten können, schließt
sich der Kreis: Wir haben dann instrumente, die eine echte
beteiligung der Menschen mit behinderung zulassen, die den
Aushandlungsprozess der Allokation versachlichen können
und die indikatoren für ergebnisqualität zur Verfügung stellen.
Wenn die Politik mit ihrer Aussage ernst macht: „Zur sicher-
stellung der Qualität wird im bereich der sozialhilfe eine Wir-
kungskontrolle etabliert“, kann die bAGFW dazu entscheidend
beitragen. Dr. Franz Fink

Leiter des Referats Alter, Pflege und Behinderung

Kontakt: franz.fink@caritas.de

Anmerkungen

1. Mehr Informationen: www.bagfw-qualitaet.de/teilhabe-projekt

2. Grundlagenpapier zu den Überlegungen der Bund-Länder-Arbeits-

gruppe „Weiterentwicklung der Eingliederungshilfe für Menschen mit

Behinderungen“ der ASMK vom 23. August 2012, S. 2.

3. Schreiben der Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrts-

pflege an die Vertreter der ASMK-Arbeitsgruppe vom 2. November

2012, S. 4.

3 NS-Opfer erhalten unterschiedliche
Entschädigungen 

durch die über sechs Jahrzehnte entwickelte regelungsvielfalt
ist es zu unterschiedlichen Voraussetzungen für entschädigun-
gen von ns-Opfern und auch zu unterschiedlichen Leistungen
gekommen. dies schreibt die bundesregierung in ihrer Antwort
(17/12415) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion die Linke
(17/12253) nach entschädigungsleistungen für „euthanasie“-
Geschädigte und Zwangssterilisierte. so würden nicht alle ns-
Opfer, die eine Zwangssterilisation erlitten hätten, eine Gesund-
heitsschadenrente nach dem bundesentschädigungsgesetz
(beG) erhalten. Angesichts der Voraussetzungen könne die
außergesetzliche Härteregelung die für den betroffenen günsti-

gere Lösung sein. die bundesregierung erinnert in diesem
Zusammenhang an eine entschließung des deutschen bundes-
tages vom 27. Januar 2011, in der die bundesregierung aufgefor-
dert wurde, die laufende monatliche Leistung für Zwangssteri-
lisierte von 120 auf 291 euro zu erhöhen und diese regelung
zugleich auf „euthanasie“-Geschädigte zu erstrecken. in diesem
rahmen sei ausdrücklich am Zweiten Gesetz zur Änderung des
bundesentschädigungsgesetzes als schlussgesetz festgehalten
worden. „Für Menschen, die erst nach schließung des beG auf
Grund neuerer Forschungsergebnisse oder veränderter öffentli-
cher Wahrnehmung als ns-Opfer anerkannt wurden, muss ent-
schädigung daher auf außergesetzlicher Grundlage erfolgen“,
schreibt die bundesregierung (siehe www.bundestag.de).

Aus dem Verband

3 CBP positioniert sich zur 
Integrierten Versorgung

Positionen des CBP bezüglich der Ausgestaltung von

 Vertragsmodellen zur Integrierten Versorgung gemäß

§§ 140 aff. SGB V im Bereich Sozialpsychiatrie

Einführung

der Fachbeirat Psychiatrie des CPb hat sich mit der möglichen
beteiligung von Verbandseinrichtungen an Verträgen zur
 integrierten Versorgung gemäß §§140a ff. sGb V durch CbP-
Mitglieder beschäftigt. daraus haben sich eine reihe von eck-
punkten für den Abschluss oder die beteiligung an Versor-
gungsverträgen ergeben, deren beachtung empfohlen wird. die
informationen und Positionierungen sollen die katholischen
sozialpsychiatrischen Träger ermutigen, sich proaktiv mit der
integrierten Versorgung auseinanderzusetzen und Optionen der
beteiligung zu prüfen.

1. Koordinierte Leistungserbringung im gemeindepsychi-

atrischen Kontext

Aus fachlichen wie wirtschaftlichen erwägungen ist die enge
einbettung und Verzahnung der Versorgungsleistungen in
bestehende gemeindepsychiatrische einrichtungs- und Ver-
bundstrukturen notwendig. die einrichtungs- und verbundinte-
griert zu organisierenden Leistungen der integrierten Versor-
gung sind nach in der sozialpsychiatrie anerkannten
Qualitätsstandards zu erbringen. so sollte zum beispiel eine leis-
tungsträgerübergreifend abgestimmte behandlungs- bezie-
hungsweise Hilfeplanung und eine koordinierte Leistungser-
bringung unter dem Aspekt der Qualitätssicherung in
kleinräumigen gemeindepsychiatrischen Versorgungsgebieten
gewährleistet sein, die zugleich kostentreibende und ineffizien-
te doppelstrukturen vermeidet. in den Verhandlungen mit den
Krankenkassen ist es wichtig festzulegen, dass das in der inte-

politik
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grierten Versorgung eingesetzte Personal über eine ausreichen-
de fachliche Qualifikation und eine entsprechende tarifrechtli-
cher bindung verfügen muss. 

bei der Vertragsgestaltung ist auf eine einbindung möglichst
aller regionalen psychiatrischen Leistungserbringer im rahmen
der integrierten Versorgung (iV) auf Augenhöhe zu achten, um
ein tatsächlich kooperatives und koordiniertes Leistungsgesche-
hen zu ermöglichen.

2. Vorfahrt für Dienste mit gemeinnützigem Anspruch

der CbP und der Fachbeirat Psychiatrie lehnen Vertragsab-
schlüsse der Krankenkassen mit Pharmaunternehmen oder
anderen rein auf Gewinn orientierten unternehmen ab. bei
beachtung der Wirtschaftlichkeit von Angeboten sollte immer
die gemeinwohlorientierte einbettung der iV-Leistungen in ein
gut vernetztes system gemeindepsychiatrischer Hilfen der Aus-
gangspunkt sein.

3. So wenig Exklusivität und so viel regionale Versorgungs-

qualität wie möglich

sehr viele der bereits bestehenden iV-Versorgungsverträge ent-
halten exklusive rahmenvorgaben, die bestimmte versicherte
bürger(innen) und/oder bestimmte Leistungen oder Leistungs-
arten ausschließen. deshalb ist darauf zu achten, dass die Ver-
träge vor allem sozialraum- und personzentriert gestaltet sind,
dass sie nicht auf wenige Zielgruppen oder indikationen
beschränkt sind und möglichst umfassende ambulante Leistun-
gen gewährleistet werden. der Ansatz von iV-Verträgen kann
andererseits zu einer sonderbehandlung der sich am jeweiligen
Modell beteiligenden Versicherten führen. dies kann vor dem
Hintergrund einer immer bunteren Landschaft mit unterschied-
lichsten Versorgungsmodellen die Qualität der regionalen Ver-
sorgung beeinträchtigen.

4. Leistungsträgerübergreifende Beratung 

die ersten erfahrungen zeigen, dass die beteiligten Kranken-
kassen bei ihren Versicherten in unterschiedlicher intensität und
Qualität potenzielle Vertragsnehmer(innen) für die iV akqui-
rieren und dabei das soziale umfeld in unterschiedlicher Quan-
tität und Qualität mit einbeziehen. erforderlich ist deshalb in
diesem Zusammenhang auch eine gute fachliche, leistungsträ-
gerübergreifende und das Wunsch- und Wahlrecht der betroffe-
nen gewährleistende beratung zur Klärung/Zuführung in alle
Angebote eines regionalen psychiatrischen Versorgungssystems.

5. Transparenz und Versorgungssicherheit 

Hinsichtlich der Vertragsinhalte ist eine größtmögliche Transpa-
renz herzustellen. Auf Landesebene sind einheitliche und
 verbindliche regelungen herzustellen. die über iV-Verträge
erfolgende Komplettdelegation der steuerung des Leistungsge-
schehens von den Krankenkassen auf die Vertragspartner (Ver-

sicherungsnehmer und dienstleistungsträger) darf die Kranken-
kassen und deren Aufsichtsbehörden, die Länder, nicht aus ihrem
Planungs- und steuerungsauftrag für die psychiatrische Versor-
gung insbesondere vor dem Hintergrund der etablierung mög-
licher (landesweiter) Monopolstellungen verschiedener Träger-
gesellschaften entlassen. in der befristung und Gestaltung von
iV-Verträgen brauchen die Klient(inn)en und Anbieter nach-
haltige Planungssicherheit.

6. Projektbegleitende Versorgungsforschung

Ob und inwieweit Zielsetzungen integrierter Versorgungsmo-
delle erreicht werden, kann erst nach Vorlage der ergebnisse von
evaluationen und qualitativen erhebungen durch eine begleit-
forschung bewertet werden. bis heute liegt keine entsprechende
qualitative (wissenschaftliche) begleitung und Auswertung von
integrierten Versorgungsmodellen vor. es braucht entsprechend
zeitnah eine Forschung, die beschreiben kann, welche sozialpsy-
chiatrischen Projekte und Modelle der integrierten Versorgung
erfolgreich sind und welche nicht.

Freiburg, den 8. März 2013

Positionen des Vorstandes der Caritas Behindertenhilfe und

Psychiatrie e.V. und ihres Fachbeirats Psychiatrie

Johannes Magin, Vorsitzender CBP

Heidrun Helldörfer, Vorsitzende Fachbeirat

siehe dazu im internet unter: www.cbp.caritas.de/53606.asp 

3 Mitglieder im CBP-Vorstand 
stellen sich vor

Thorsten Hinz, CBP-Geschäftsführer 

seit 2002 arbeite ich für die Caritas. Als Afghanistan-Kenner habe
ich seinerzeit bei Caritas international, dem Hilfswerk des deut-
schen Caritasverbandes, angefangen. die Kenntnisse habe ich
während meines ethnologie-studiums in Heidelberg, Fribourg
und bern erworben. Gut sieben Jahre habe ich bei Caritas inter-
national gearbeitet und war dort im Asien-referat für humani-
täre Hilfe und sozialarbeit verschiedener Länder tätig. schwer-
punkte waren dabei die Länder Afghanistan und indonesien.

Meine Kenntnisse in den Feldern der behindertenhilfe und
Psychiatrie reichen bis in meine Zivildienstzeit zurück, in der ich
bereits in der damals sogenannten individuellen schwerstbe-
hindertenbetreuung (isb) in Ludwigshafen (Pfalz) Lebensent-
würfe auf basis gemeindenaher Teilhabe-Konzepte erfahren
konnte.

Während meines studiums und noch rund vier Jahre danach
habe ich in den Feldern Pflege, Geriatrie, Psychiatrie und behin-
dertenhilfe gearbeitet, unter anderem auch in der schweiz. Mehr
als zwei Jahre dieser Zeit war ich Pflegeassistent bei der AWO
in berlin Kreuzberg. bis vor einigen Jahren war ich immer noch
ehrenamtlich als Helfer eines Menschen mit behinderung tätig.

verband
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Als wichtige bereicherung für meine derzeitige Tätigkeit als
Geschäftsführer des CbP sehe ich meine generalistische und
vielfältige bildung und entwicklung, zu der auch eine Promo -
tion in Philosophie über Meister eckhart wie auch Zeiten der
selbstständigkeit als Ausstellungsgestalter und als Museumslei-
ter gehören.

die verbandliche Arbeit für den CbP ist eine sehr spannen-
de Herausforderung, in der es um eine gute balance zwischen
vorrangig den vier ebenen Mitgliederinteressen, politischer und
fachlicher Glaubwürdigkeit, spitzenverbandlicher Kooperation
und christlich-ethischer Grundhaltung geht. Für die aktuelle und
künftige stärke des CbP bleiben die beteiligung seiner Mitglie-
der entscheidend sowie das engagement von Kolleg(inn)en, die
über ihre Alltagsarbeit hinaus bereit sind, entwicklungen zu dis-
kutieren und voranzutreiben. Für diesen hohen einsatz bin ich
allen sehr dankbar, den einzelnen Kolleg(inn)en vor Ort wie
aber auch allen Vertreter(inne)n in den Gremien des CbP.

Mit meiner Familie lebe ich in der Orgelstadt Waldkirch,
knapp 25 Kilometer von Freiburg entfernt. 

3 Von Häfen und Leuchttürmen … 
die Werkstatt auf neuem Kurs

die Position eines unternehmens kann heute dank ausgefeilter
operativer Controllingansätze sehr genau bestimmt werden.
dies hilft aber nur, wenn man den Kurs des eigenen unterneh-
mens sehr genau kennt. Welche strategischen Ziele und Aufga-
ben müssen vor dem Hintergrund der un-behindertenrechts-
konvention (brK) die vielfältigen Angebote und Hilfen zur
Teilhabe am Arbeitsleben, insbesondere die Caritas-Werkstatt,
erfüllen? dieser Frage stellten sich 170 Trägerverantwortliche,
Leiter(innen) sowie leitende Fachkräfte aus Werkstätten, Tages-
förderstätten und integrationsfirmen zu ihrer traditionellen
CbP-Fachtagung, diesmal mit dem Titel: „Von Häfen und
Leuchttürmen“, vom 29. bis 31. Januar 2013 in Ludwigshafen. 

die Ausrichtung der Tagung bekam durch eine „Thematische
studie des un-Hochkommissariats für Menschenrechte zur
Arbeit und beschäftigung von Menschen mit behinderungen“
besondere brisanz, die in Absatz 68 fordert: „es ist zwingend
erforderlich, dass die Vertragsstaaten die systeme geschützter
beschäftigung aufgeben und den gleichberechtigten Zugang von
Menschen mit behinderungen zum allgemeinen Arbeitsmarkt
fördern.“1 Aktuell haben Ansätze zur Teilhabe am Arbeitsleben
stets die beschäftigungsfähigkeit von Menschen mit behinde-
rung im Auge und damit ihre Chancen als Anbieter von Arbeits-
leistung auf dem Arbeitsmarkt. der Aufbau von ausgelagerten
Arbeitsplätzen und Arbeitsgruppen führte bisher zu einer Ver-
zahnung der Werkstatt mit dem allgemeinen Arbeitsmarkt, ver-
sperrt aber den vertieften blick auf das Profil der Werkstatt, wel-
ches immer mehr zwischen dem Anspruch nach inklusion,
Produktion und rehabilitation verschwimmt. unsere Tagung

bot in Vorträgen sowohl die einschätzungen zur standortbe-
stimmung der Werkstatt aus sicht des bundesarbeitsministe -
riums, vertreten durch Peter Mozet, als auch der bundesarbeits-
gemeinschaft der überörtlichen sozialhilfeträger (bAGüs),
vertreten durch Matthias Krömer. darüber hinaus ordnete
Johannes Magin, Vorsitzender des CbP, die Werkstatt in die
Gesamtsituation der beruflichen Teilhabe für Menschen mit
behinderung ein und beschrieb ihre aktuelle entwicklung in der
Caritas. Mitgliedseinrichtungen zeigten durch ihre beteiligung
beim Forum Praxis die Vielfalt und Qualität von Angeboten im
CbP. Hier konnten aus der Praxis neueste „Leuchttürme“ und
„untiefen“ vorgestellt werden. 

Kern der Tagung war die diskussion in der Caritas 
nach einer strategischen neubestimmung der Werkstatt für 
be hinderte Menschen im Hinblick auf die un-be -
hindertenrechtskonven tion. dazu legte der Ausschuss „Teil habe
am Arbeitsleben“ ein diskussionspapier vor. die diskussionsli-
nien werden nun zu einem eckpunktepapier zur neubestim-
mung der Werkstatt zusammengefasst. die Tagungsteilneh-
mer(innen) sprechen sich aufgrund des Ausgrenzungsrisikos von
Menschen mit behinderung auf dem ersten Arbeitsmarkt ent-
schieden für den erhalt der Werkstatt als verlässliche und dau-
erhafte unterstützungsstruktur aus. insgesamt wird jedoch deut-
lich, dass eine konzeptionelle neubestimmung der Werkstatt
erforderlich ist: nicht die erwirtschaftung von Arbeitsergebnis-
sen ist das primäre konzeptionelle Ziel, sondern rehabilitation
sowie Teilhabe. das Konzept „Werkstatt“ gilt nach einschätzung
des CbP-Ausschusses „Teilhabe am Arbeitsleben“ als nachran-
gig gegenüber dem ersten Arbeitsmarkt. dazu gehört auch eine
inhaltliche Abgrenzung zum Arbeitsleben auf dem ersten
Arbeitsmarkt, gemäß dem arbeitnehmerähnlichen rechtsver-
hältnis der Werkstatt. die Teilhabe am Arbeitsleben hat in der
WfbM gegenüber den Anforderungen in Artikel 27 der behin-
dertenrechtskonvention eine wesentliche einschränkung: der
Lebensunterhalt kann unter den geltenden rahmenbedingun-
gen dort nicht verdient werden. die Werkstatt muss unter den
aktuellen rahmenbedingungen wirtschaftliche ergebnisse
anstreben, um den behinderten beschäftigten ein der Leistung
angemessenes Arbeitsentgelt bezahlen zu können. es gibt somit
keine Lohnsubventionierung für Werkstattbeschäftigte bis in die
Höhe des eigenen Lebensunterhalts. die Werkstatt basiert nach
einschätzung des Ausschusses „Teilhabe am Arbeitsleben“ auf
der Absicht des staates, im Wandel hin zu einem inklusiven
Arbeitsmarkt eine verlässliche struktur abzusichern, welche
Menschen mit behinderung stärkt, sich berufsbezogen zu bilden
und arbeiten zu können. diese Absicht des staates ist zugleich
Voraussetzung dafür, dass der Werkstattträger der Caritas dau-
erhaft und nachhaltig den Auftrag gemäß sGb iX erfüllen kann.
das Konzept Werkstatt gründet sich aus sicht des CbP auf dem
Angebot einer „verlässlichen struktur“, die den behinderten
Menschen befähigt, tätig sein und arbeiten zu können. damit die

verband
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Werkstatt ihren gesetzlichen Auftrag in seiner Komplexität erfül-
len kann, muss sie den Menschen mit behinderung eine struktur
anbieten: qualifiziertes und motiviertes Personal sowie eine bar-
rierefreie umgebung, die Lern- und entwicklungsimpulse setzt.
diese verlässliche struktur, die rehabilitation und befähigung
bietet, sieht der CbP im Artikel 26 der brK gefordert, da die
Werkstatt wirksame Maßnahmen trifft, um Menschen in die Lage
zu versetzen, ein Höchstmaß an unabhängigkeit, umfassende
körperliche, geistige, soziale und berufliche Fähigkeiten sowie die
volle Teilhabe an allen Aspekten des Lebens, insbesondere der
Teilhabe am Arbeitsleben, zu erreichen und zu bewahren. die
Tagungsdokumentation steht auf www.cbp.caritas.de („doku-
mentationen“) zur Verfügung. die neu erarbeiteten verbandli-
chen eckpunkte zur Weiterentwicklung der Werkstatt gehen zeit-
nah in den Versand an die Mitglieder. Frank Pinner 

Referent CBP

Kontakt: frank.pinner@caritas.de

Anmerkung

1. UN-Dok. A/HRC/22/25 vom 17. Dezember 2012; die Studie ist ab-

rufbar unter: www.ohchr.org/Documents/Issues/Disability/A-HRC-22-

25_en.pdf

3 CBP-Mitglieder veranstalten
Aktionen zur Bundestagswahl

bis zur bundestagswahl 2013 veranstalten CbP-Mitglieder
Aktionen wie informationsveranstaltungen für Menschen mit
behinderung zur Wahl, Podiumsdiskussionen mit Lokalpoliti-
ker(inne)n oder sportliche events für Menschen mit und ohne
behinderung. Alle Aktionen unter dem dach der CbP-Kampa-
gne „du . ich . wir … miteinander sein“ sind ab sofort auf der
CbP-Homepage www.cbp.caritas.de/kampagne veröffentlicht. 

im Carinet haben alle CbP-Mitglieder die Möglichkeit, sich
über Methoden und Material in leichter sprache rund um das
Thema Wahlen und CbP-Kampagne auszutauschen. den bei-
trag „Miteinander sein. die Kampagne“ finden sie im Carinet
(www.carinet.de) unter der Arbeitsgruppe CbP. ct

International

3 CBP-Fachreise zu Projekten der
Behindertenhilfe in Tansania

Ein Reisebericht

Zwanzig Fachleute der behindertenhilfe aus ganz deutschland,
Pater Gaspar Minja vom Orden „Werk des Heiligen Geistes“
(Oss) und Thorsten Hinz (CbP-Geschäftsführer) als reise -
leiter waren vom 3. bis 13. Januar 2013 unterwegs bei gut 
28 Grad und auf abenteuerlichen Verkehrswegen im norden
Tansanias.

Behindertenhilfe in Tansania

im Grunde gibt es den begriff „behindertenhilfe“ in Tansania
nicht. der staat hat kein ausdifferenziertes sozialsystem für hil-
febedürftige Menschen. dazu fehlen noch in weiten Teilen des
Landes straßen oder medizinische Versorgung, und die Men-
schen haben nicht viel Geld. es gilt der traditionelle Generatio-
nenvertrag: die soziale Fürsorge leistet die Familie, für Kinder,
Alte und Kranke gleichermaßen.

Tansania ist ein sehr armes Land. bei einem durchschnitts-
verdienst von 38 euro (rund 75.000 Tansanische schilling, Ts)
im Monat muss jede Familie gut rechnen: eine Cola (fast so
etwas wie ein nationalgetränk) kostet auf der straße 700–1000
Ts. eine Packung Tee gibt es im supermarkt für 2000 Ts (= einen
euro). eine Tankfüllung für unseren bus kostete 180.000 Ts. ein
Lehrer in der Primary school (Grundschule) verdient monatlich
200.000 bis 300.000 Ts.

behindertenhilfe ereignet sich in privaten und fast aus-
nahmslos christlichen Projekten. engagierte Menschen begin-
nen mit der sozialen Arbeit und finden Mitstreiter(innen) und
Geldgeber. Manchmal entstehen daraus so beeindruckende Pro-
jekte, wie wir sie besuchen konnten.

Körperbehindertenschule der Heilsarmee in Daressalam 

die schule ist aufgebaut wie ein Camp in einem riesigen, mit
einer Mauer geschützten und bewachten Gelände. 195 Kinder
gehen dort zur schule, besuchen die Primary und die secondary
school (Oberschule). Viele von ihnen, erzählt uns der Leiter
stolz, finden einen Job bei der regierung. Andere lernen in den
eigenen Werkstätten schreiner, Orthopädieschuhmacher oder
Polsterer. die Jungs schlafen teilweise in großen schlafsälen für
mehr als 20 Kinder oder in kleinen Häuschen im Gelände in
einem raum von zehn bis zwölf Quadratmetern mit fünf dop-
pelstockbetten und einem WC mit Waschbecken. Vor jedem
Häuschen ist ein kleiner nutzgarten angelegt mit Gemüse,
Papayas und Ananas. es sind Ferien, deshalb sehen wir kaum
Kinder, dafür aber bauleute und Anstreicher, die für neues Out-
fit sorgen. die Mädchen wohnen in einem separaten und
abschließbaren Gebäudekomplex im Camp. Hier schlafen nachts
auch betreuerinnen. im Gelände finden wir (gespendete und
selbst gebaute) rollis und dreiräder. Kinder mit schweren
behinderungen werden hier aber nicht aufgenommen. die Kin-
der und Jugendlichen müssen sich weitgehend selbst versorgen
können oder mit kleinen gegenseitigen Hilfen zurechtkommen. 

bei den Mutter-Teresa-schwestern in daressalam sehen wir
einige schwermehrfachbehinderte Kinder, die vollumfänglich
auf Hilfe angewiesen sind. sie sind gut gepflegt und sitzen oder
liegen auf dem boden in blitzsauberen räumen. neben den acht
schwestern kümmern sich zahlreiche Helferinnen um zusam-
men mehr als 80 (Waisen-)Kinder, um babys und alte Menschen.
die schwestern finden die Kinder und die Alten vor ihrer Tür
und bei ihren rundgängen durch das Wohnviertel. Wenn Men-
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schen keine Familie mehr haben und dann krank oder pflegebe-
dürftig sind, haben sie kaum eine Überlebenschance. die
schwestern versorgen die Menschen, die bei ihnen aufgenom-
men werden, mit medizinischer Hilfe, Kleidung und nahrung.
Kinder gehen zur schule. Für 60 Prozent der Waisenkinder fin-
den sie Adoptiveltern. das gilt allerdings nicht für die behinder-
ten Kinder. Auch um das Gelände der schwestern steht eine
hohe Mauer, stacheldrahtbewehrt, und das Tor ist bewacht. 

Rehazentrum für Massai-Kinder in Monduli (bei Arusha)

unter anderem für dieses Projekt bekam die Gründerin Anna
Mollel im Jahr 2012 den Weltkinderpreis vom nobelkomitee. in
fast 30 Jahren ist es der Krankenschwester Anna Mollel gelun-
gen, das Vertrauen der verantwortlichen stammesoberhäupter
in den verstreut lebenden Familien zu gewinnen. in Zusammen-
arbeit mit den Krankenhäusern in Arusha und Moshi konnten
viele Kinder zum beispiel mit Hydrocephalus und Klumpfüßen
erfolgreich behandelt werden.

Über Caritas international gelang es, langfristige Gelder zu
sichern, und so konnte das Zentrum in Monduli aufgebaut wer-
den: mit behandlungszimmer, schlafräumen für Mütter und Kin-
der, Krankengymnastik, Orthopädiewerkstatt, Küche und spei-
seraum, Vorschule, Verwaltung. die laufenden Kosten für
räume und das Personal übernimmt bis heute Caritas interna-
tional. die Verpflegung und Operationen der Kinder müssen
über spenden gesichert werden. im Gelände sehen wir Hühner
und zwei Kühe und einen großen nutzgarten. 

Vom Zentrum fahren vier ambulante Teams (bestehend aus
medizinischem Fachpersonal und ehrenamtlichen sozialbera-

ter(inne)n) in die Massai-dörfer im umkreis
von 400 Kilometern. Auf den drei- bis vier-
tägigen Fahrten besuchen sie bis zu 30 Fami-
lien. sie machen nachsorge bei operierten
Kindern und überzeugen und beraten die
eltern von körperbehinderten Kindern, sich
im Zentrum behandeln zu lassen.

Anna Mollels neues Projekt ist eine inklusive Schule 

Wir besuchen Anna Mollel in ihrer schule in Arusha. Über löch-
rige, steile nebenstraßen erreichen wir das Gelände. Zuerst wur-
de unter einem baum unterrichtet, erzählt Anna Mollel. dann
entstanden zwei erste kleine Klassenräume. Anna Mollel
begann, vorrangig bedürftige Massai-Kinder, egal ob behindert
oder nichtbehindert, zu unterrichten. ihr Haus befindet sich in
direkter nachbarschaft. sie bebaut auch Maisfelder, um für die
ernährung der Kinder zu sorgen. schließlich und dank des Gel-
des vom Weltkinderpreis konnte sie die schule auf vier Klassen
erweitern. sie betreibt jetzt eine Grundschule, die in jeder Klas-
se 20 schüler(innen) – behindert oder nicht behindert, Massai
oder nicht Massai – beherbergt. 

im Gegensatz zu staatlichen schulen, in denen bis zu 100
schüler(innen) pro Klasse unterrichtet werden, ist dies ein
Luxus, aber auch notwendig, um entsprechend auf die einzelnen,
also auch auf behinderte Kinder einzugehen.

Teilweise unterrichten Lehrer(innen) ehrenamtlich, da sie
von Anna Mollels idee überzeugt sind. sie kann die Gehälter
nicht immer bezahlen, und der staat gewährt bislang keine
unterstützung. Mollel nimmt den inklusionsgedanken auf und
möchte, dass 20 schüler(innen) von zwei Lehrkräften unterrich-
tet werden. der intensive bezug, den sie zu diesen Kindern hat,
ist deutlich zu spüren. Über eine einladung des mitreisenden
reinhard Mehringer (einrichtungsleiter der Katholischen
Jugendfürsorge regensburg) wird Anna Mollel im Juni 2013
nach deutschland kommen, um erstens für ihre schule zu wer-
ben und um zweitens mit Politiker(inne)n und einrichtungen der
behindertenhilfe ins Gespräch zu kommen. Ò

In den Massai-Dörfern
kommen regelmäßig
ambulante Teams vor-
bei und besuchen die
Familien.

Foto: Angelika Kürten-Schlarmann
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CBP-Kalender

Termine Wann? Wo? Wer?

Die geschlossene Unterbringung im
Spannungsfeld zwischen Erkrankung und 
dem Recht auf Fürsorge. Fachtagung 
des CBP-Fachbeirats Psychiatrie

15./16.5.2013 Freiburg
Leitungskräfte, Fachkräfte und Mitarbeiter(innen)
in Einrichtungen und Diensten der Caritas
Behindertenhilfe und Psychiatrie e.V.

Fachtag zu den Themen „Heimkinderfonds –
Lösungen für die Behindertenhilfe?“ und
„Vereinbarung zur Umsetzung der
Empfehlungen des Runden Tisches Sexueller
Kindes missbrauch zum ergänzenden
Hilfesystem“

22.5.2013
Frankfurt/
Main

CBP-Träger und Leitungsverantwortliche sowie
Diözesanreferent(inn)en der Behindertenhilfe und
Psychiatrie

Regionentreffen Online-Beratung Ost 22.5.2013 Berlin
Berater(innen) in Einrichtungen und Diensten der
Behindertenhilfe und Psychiatrie in der Caritas

Regionentreffen Online-Beratung Ost 27.5.2013 Köln Berater(innen)

Die Zukunft der beruflichen Reha – christliches
Selbstbewusstsein als Garant? Fachtagung 
von CBP, BeB und der konfessionellen
Berufsbildungswerke

4./5.6.2013 Essen
Trägervertreter(innen), Leitungsverantwortliche und
Fachkräfte von Berufsbildungs- und Berufsförde -
rungs werken sowie Phase-II-Einrichtungen

Arbeitstreffen Initiative: starke Mitarbeiter –
 starkes Unternehmen

21.6.2013
Frankfurt/
Main

Leitungskräfte sowie Verantwortliche für
Organisations- und Personalentwicklung der
Behindertenhilfe und Psychiatrie in der Caritas

Fachtag der fünf Fachverbände der
Behindertenhilfe zum geplanten neuen
Leistungsgesetz

24.6.2013 Berlin Leitungskräfte aus der Behindertenhilfe

Regionentreffen Online-Beratung Süd 27.6.2013 Stuttgart Berater(innen)

Wie viel darf Teilhabe kosten? Personzentrierte
Leistungen in der Behindertenhilfe. Fachtagung
des CBP-Ausschusses Wirtschaft und
Finanzen

1./2.10.2013 Berlin
Träger und leitende Mitarbeiter(innen) in
Einrichtungen und Diensten der Behindertenhilfe
und Psychiatrie in der Caritas

Arbeitstreffen der Technischen Leitungen 2013 15.–17.10.2013
Frankfurt/
Main

Technische Leitungen in Einrichtungen der Caritas
Behindertenhilfe und Psychiatrie

CBP-Mitgliederversammlung 13./14.11.2013 Nürnberg Vertreter(innen) der Mitgliedseinrichtungen

Gemeinsame Fachtagung der CBP-Gremien:
Ausschuss „Soziale Teilhabe“ sowie den
Fachbeiräten „Hilfen für Menschen mit
Lernbehinderung und geistiger Behinderung“
und „Sinnesbehinderung“

28./29.11.2013 Kassel
Träger, Leitungen und leitende Fachkräfte in
Einrichtungen und Diensten der Caritas
Behindertenhilfe und Psychiatrie

2. CBP-Kongress 3.–5.6.2014
Schwäbisch
Gmünd

Träger, Leitungen und Fachkräfte in Einrichtungen
und Diensten der Caritas Behindertenhilfe und
Psychiatrie

Bitte achten Sie auf die aktuellen Termine und Ausschreibungen auf unserer Homepage www.cbp.caritas.de
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Projekte der Holy Spirit Sisters 

die stiftung Haus Lindenhof kooperiert seit drei Jahren mit
diesem Orden. das Mutterhaus des Ordens steht in Mammols-
hain bei Frankfurt. Vor fast 50 Jahren wurde die erste tansani-
sche niederlassung in rauya gegründet. Hier wurde unsere rei-
segruppe von den schwestern und der Oberin mit Gesang und
Tanz und einem guten essen empfangen. Auf der Farm des
Ordens bei sanya Juu steht ein Gästehaus (spendenprojekt aus
Königstein), in dem wir für drei Tage wohnen konnten. die
Farm erwirtschaftet Obst, Gemüse, Getreide und Fleisch für die
schwestern und für ihre Projekte wie die schulen oder die Kli-
nik. die schwestern beteiligen sich an einem Wiederauffors-
tungsprojekt für die Kilimandscharo-region. sie ziehen bäume
groß und verschenken sie an bauern der umgebung. so soll
dem immer weiter sinkenden Grundwasserspiegel entgegenge-
wirkt werden. 

Altenpflege – die neue soziale Aufgabe

schwester inviolata, die Oberin, berichtet von den zunehmen-
den Problemen in der Versorgung der alten Menschen in den
Familien. seit etwa fünf Jahren gibt es mehr und mehr demen-
te Menschen. deren betreuung in den Familien und dörfern
gelingt immer weniger, weil viele junge Familien der Arbeit
wegen wegziehen. ein ganz eigenes Problem sind auch die vie-
len Aidswaisen. die Generation, die Kinder und Alte versorgen
soll, fehlt oder ist dazu nicht mehr in der Lage. der Orden will
zunächst eine Art ambulante Altenpflege aufbauen und hat auf
dem Farmgelände auch schon mit dem bau eines Pflegeheims
begonnen. der rohbau steht auch wegen Geldmangels still.

Unterwegs im Land

Während der kurzen Zeit sind wir gut 1500 Kilometer gefahren
über teilweise abenteuerliche straßen. Auf den Landstraßen sind
fast nur Lkws und die großen Fernbusse unterwegs. im regiona-
len Verkehr fahren Kleinbusse – daladalas – oder auch Taxi-
Motorräder. nur in den Großstädten sieht man private Pkws.
die meisten Menschen gehen zu Fuß neben der straße her, Frau-
en tragen Kinder auf dem rücken und Lasten auf dem Kopf,
Männer fahren Fahrrad und transportieren so Wasserkanister,
Matratzen oder Hühner. Fast vor jedem Haus am straßenrand
wird etwas verkauft oder es wird gearbeitet, zum beispiel
gekocht. Zur straße hin reihen sich kleine Läden aneinander,
Friseursalons, Handyläden, Kioske für Getränke und Kleinig-
keiten zum essen, Taschen oder Kleider, Matratzen, Kosmetik-
bedarf, Gemüse und Obst. Leben und Arbeiten findet neben und
auf der straße statt.

in den Wohnvierteln der städte, wo es keine Teerstraßen gibt,
stehen einstöckige Häuser mit Wellblechdach, Holzverschläge
und vor allem noch viele lehmverputzte Hütten. Wasserstellen
gibt es überall, und strom ist auch zu finden. die Abwässer lau-
fen in der regel hinter den Häusern durch offene Gräben zum
nächsten bach und dann über den Fluss ins Meer. 

sobald der dicht fließende Verkehr in der stadt oder an gro-
ßen Kreuzungen wieder einmal zum stehen kommt, schwirren
von allen seiten Händler herbei. selten sind bettler zu sehen.
Fast jeder hat etwas zu verkaufen, von Getränken über nüsse
bis zu unterhosen. Auffallend: keine Zigaretten. in Tansania
sieht man kaum einmal einen raucher. Aber wer kann sich den
Luxus schon auch leisten… Birgitta Pfeil

Bereichsleiterin der Stiftung Haus Lindenhof, unter Mitarbeit von Rein-

hard Mehringer, Einrichtungsleiter der Katholischen 

Jugendfürsorge Regensburg e.V.

Kontakt: birgitta.pfeil@haus-lindenhof.de und

reinhard.mehringer@prmz.de 
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Mit Gesang und Tanz empfangen die Schwestern des
Ordens „Holy Spirit Sisters“ ihre Besucher.
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Thorsten Hinz und Anna Mollel im neuen Projekt – eine
inklusive Schule in Arusha (siehe auch Titelbild).
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3 Interdisziplinäres Netzwerk
Autismus eröffnet

das interdisziplinäre netzwerk Autismus, eine neue beratungs-
und Koordinierungsstelle für den bereich Autismus, wurde 
am 1.  Februar 2013 vom Caritasverband für die diözese 
speyer eröffnet. das interdisziplinäre netzwerk Autismus be-
rät und unterstützt Menschen mit Autismus-spektrumsstörun-
gen jeden Alters, deren Familienangehörige, bezugspersonen
und Partner. Fachkräfte und einrichtungen, die Menschen mit
Autismus begleiten, können sich ebenfalls dorthin wenden. 
die ratsuchenden können ambulant und wohnortnah die Leis-
tungen des netzwerkes in Anspruch nehmen. das netzwerk 
ist ein Projekt der sparte „Wohnen-Pflege-betreuung“ des
diCV mit sitz in speyer und wird von der Aktion Mensch unter-
stützt. 

der Lebensweg von Menschen mit Autismus-spektrumsstö-
rungen und ihren Familien wird begleitet von vielen Fachleuten
unterschiedlicher disziplinen und von verschiedenen institutio-
nen. das netzwerk koordiniert und verbindet Hilfsangebote von
Caritas-einrichtungen und anderen Trägern. die Hilfen dieser
Kooperationspartner unterstützen sich gegenseitig, so dass ein
effektiveres Ganzes entsteht. rat- und Hilfesuchende erhalten
somit vielfältige Angebote aus einer Hand. Bernd Krämer 

Leiter Interdisziplinäres Netzwerk Autismus des 

Caritasverbandes für die Diözese Speyer e.V.

Kontakt: autismus@caritas-speyer.de

3 Verzeichnis von Frühförderstellen

das bundesministerium für Arbeit und soziales hat ein Ver-
zeichnis mit allen einrichtungen und stellen, die Frühförderung
behinderter Kinder anbieten, veröffentlicht: www.bmas.de
(„service“, „Publikationen“, suchwort „Frühförderung“).

3 Statistik zu schwerbehinderten
Menschen veröffentlicht

im Februar 2013 hat das statistische bundesamt die statistische
erhebung der Menschen mit einer anerkannten schwerbehin-
derung aus dem Jahr 2011 veröffentlicht. durch die statistik wer-
den folgende informationen über die schwerbehinderten Men-
schen gewonnen: Altersgruppen, Geschlecht, Art und ursache
sowie Grad der behinderung. demnach waren am 31. dezember
2011 bei den Versorgungsämtern 7,3 Millionen Menschen als
schwerbehinderte amtlich anerkannt. das entsprach einem
Anteil von rund 8,9 Prozent der bevölkerung. Auf geistige oder
seelische behinderungen entfielen zusammen elf Prozent, auf
zerebrale störungen neun Prozent. näheres unter: www.desta-
tis.de („Publikationen“, „Thematische Veröffentlichungen“,
„Gesundheit“, „behinderte Menschen“) ct

3 Die zahnärztliche Versorgung 
wird verbessert

Für die Versorgung von Patient(inn)en, die eine Zahnarzt -
praxis aus gesundheitlichen Gründen nicht mehr aufsuchen 
können, erhalten Zahnärzte eine zusätzliche Vergütung. die
neu regelung trat zum 1. April 2013 in Kraft (www.bundesregie-
rung.de).

Personen

3 Trauer um Susanne Colditz 

„Was ein Mensch an Gutem in die Welt

hinausgibt, geht nicht  verloren.“

Albert Schweitzer

Am 5. April 2013 verstarb nach
schwerer Krankheit susanne Col-
ditz. Wir sind sehr betroffen und
traurig über den Tod unserer lang-
jährigen lieben Kollegin.
susanne Colditz arbeitete seit fast
20 Jahren als diplom-Psychologin
bei regens Wagner Zell. ihr gro-
ßes engagement und ihr Herz
gehörten vor allem den mehr-
fachbehinderten gehörlosen Menschen. seit der Gründung des
CbP im Jahr 2001 engagierte sie sich in hohem Maße als Mit-
glied und stellvertretende Vorsitzende im Fachbeirat „Hilfen für
Menschen mit sinnesbehinderung“. in all den Jahren schätzten
wir ihre hohe Fachlichkeit, die aufgrund ihrer praktischen
Arbeit in der einrichtung immer gut geerdet war. dabei wurde
sie nicht müde, sich vor allem immer wieder für die rechte und
die Teilhabe von Menschen mit einer mehrfachen behinderung
einzusetzen. Mit viel Leidenschaft brachte sie sich in die Vor-
bereitungen und umsetzung unserer Fachtagungen ein, auch bei
unserer letzten Tagung „Wenn Worte fehlen“ im April 2012 in
Würzburg war sie aktiv dabei. seit 2006 gehörte sie zudem der
Arbeitsgruppe „diagnose, behandlung, Förderung, bildung,
beratung, Pflege (dTF)“ an und war engagiert in die Gestal-
tung der entsprechenden Fachtagungen eingebunden. 

susanne Colditz wird uns fehlen. Wir vermissen vor allem die
liebenswürdige, aufgeschlossene und angenehme Kollegin, die
das Miteinander im Fachbeirat stets bereicherte. Wir danken ihr
für alles, was sie uns und anderen Gutes getan hat. Vergelt’s
Gott!

Für den CBP-Fachbeirat „Menschen mit Sinnesbehinderung“

Beate Mayer, Vorsitzende

aktuell
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Literaturtipps

Ratgeber I: „18 werden mit Behinderung“ 

der bundesverband für körper- und mehrfachbehinderte Men-
schen (bvkm) hat sein Merkblatt „18 werden mit behinderung“
aktualisiert. der ratgeber gibt einen Überblick darüber, welche
rechte und Pflichten behinderte Menschen mit erreichen der
Volljährigkeit haben. behandelt werden unter anderem die
 Themen rechtliche betreuung, Wahlrecht und Führerschein.
(www.bvkm.de, „recht und Politik“, „rechtsratgeber“).

Ratgeber II: „Mein Kind ist behindert“

der rechtsratgeber „Mein Kind ist behindert – diese Hilfen gibt
es“ des bvkm wurde neu aufgelegt. Auf 50 seiten erfahren behin-
derte Menschen und ihre Angehörigen unter anderem, welche
Leistungen von den Kranken- und Pflegekassen erbracht wer-
den und welche Vergünstigungen man mit einem schwerbehin-
dertenausweis erhält. 
die beiden ratgeber stehen unter www.bvkm.de kostenlos als
download zur Verfügung. die druckversion kann für je drei
euro bestellt werden unter e-Mail: info@bvkm.de

„Was du nicht sagst…“ – Konzeption für Unterstützte 

Kommunikation

der Anteil der Kinder, Jugendlichen und jungen erwachsenen

mit unterstützungsbedarf in Kommunikation und sprache des
Caritas-Zentrums st. Vinzenz in ingolstadt wächst stetig. st. Vin-
zenz hat deshalb eine Konzeption für unterstützte Kommuni-
kation in einer broschüre dargelegt. sie ist bestellbar per e-Mail:
st.vinzenz@caritas-ingolstadt.de

Ziemlich beste Freunde – in einfacher Sprache

das buch zum Kinoerfolg „Ziemlich beste Freunde“ gibt es jetzt
in einfacher sprache. die Aktion Mensch hat es im „spaß am
Lesen Verlag“ herausgegeben (isbn 978-3-9813270-9-0). es ist
für zehn euro erhältlich unter: www.einfachebuecher.de 

Anforderung an eine inklusive Frühpädagogik

immer mehr Kinder mit behinderung besuchen regeleinrich-
tungen der Kindertagesbetreuung. um eine adäquate betreu-
ung, bildung und erziehung zu gewährleisten, müssen struktu-
ren angepasst und Fachkräfte weitergebildet werden. im Auftrag
der Weiterbildungsinitiative Frühpädagogische Fachkräfte
(WiFF) erstellte ulrich Heimlich, Professor für sonderpädago-
gik an der Ludwig-Maximilians-universität München, eine
expertise mit dem Thema „Kinder mit behinderung – Anfor-
derung an eine inklusive Frühpädagogik“. die expertise macht
deutlich, wie sich Kindertagesstätten verändern müssen, um die
inklusion von Kindern voranzubringen. sie ist erhältlich unter
e-Mail: info@weiterbildungsinitiative.de

aktuell

NACHGEDACHT

Das „Gesetz zur Verhütung

erbkranken Nachwuchses

(GezVeN)“ vom 14. Juli

1933 jährt sich dieses Jahr zum 80. Mal. Zur Begutachtung

 eines Sterilisationsverfahrens wurden formal sogenannte „Erb-

gesundheitsgerichte“ geschaffen. Folgende Krankheiten wa-

ren unter anderem betroffen: Schizophrenie, bipolare Störun-

gen, Epilepsie, geistige Behinderung und vererbte Blind- und

Taubheit. Bis Mai 1945 wurden mindestens 400.000 Men-

schen zwangssterilisiert. Immer wieder starben Menschen bei

den oft unprofessionell durchgeführten Operationen. Das Ge-

setz war in Nazideutschland ein wichtiger Teil der vom Regime

propagierten „Rassenhygiene“, gegen die es bekannterweise

wenig Widerstand gab. Protest gegen das Gesetz äußerte der

damalige Bischof und spätere Kardinal Graf von Galen. Es war

auch von Galen, der als einer der wenigen führenden Katholi-

ken  gegen die „Aktion T4“ (die Vernichtung „lebensunwerten“

 Lebens) am 3. August 1941 in Münster seine berühmte Predigt

hielt und damit öffentlich das Nazi-Regime kritisierte. Das

 GezVeN wurde nach der deutschen Kapitulation im Mai 1945

wie ein Großteil der in der Zeit des Nationalsozialismus erlas-

senen Gesetze nicht durch die Kontrollratsgesetze aufgeho-

ben und galt in der Bundesrepublik noch lange fort, während

es in der DDR aufgehoben war. Seit Beginn der 1950er Jahre

wurde in der Bundesrepublik zunehmend Kritik am Fortbe-

stand des Gesetzes laut. Durch die Fortführung des Gesetzes

wurden die Opfer nicht offiziell als Opfer des Naziterrors aner-

kannt und erhielten keine Entschädigungen. Das änderte sich

erst im Jahr 1974, als das Gesetz vom Bundestag für die ge-

samte Bundesrepublik außer Kraft gesetzt wurde. Aber erst

1988 ächtete der Bundestag das Gesetz. Bis heute leiden die

Opfer unter den Folgen. Thorsten Hinz

Dr. Thorsten
Hinz

Geschäftsführer 
des CBP
E-Mail: cbp@
caritas.de

Bis heute leiden die Opfer


